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Wien. „Zeit für Neues“: Mit die-
sem Slogan ist ÖVP-Chef Sebasti-
an Kurz in den Wahlkampf gezo-
gen. Schon die Erstellung der „Li-
ste Sebastian Kurz – die neue
Volkspartei“ im Mai, der Farb-
wechsel vom tristen Schwarz zum
hippen Türkis sollten Verände-
rung versprechen. Der allgemeine
Wunsch nach etwas Neuem, nach
dem Aufbrechen alter Muster
dürfte Kurz schließlich bei der
Nationalratswahl am vergangenen
Sonntag mit zum Sieg verholfen
haben. Die ÖVP erreichte laut vor-
läufigem Ergebnis 31,5 Prozent.
Warum dieser Wunsch gerade
jetzt derart groß zu sein scheint
und man daher mit aggressiver
Politik einfacher vorankomme als
mit konstruktiver, erklärt die
Kommunikationswissenschafterin
Katharine Sarikakis, die sich mit
politischer Philosophie beschäf-
tigt, im Interview mit der „Wiener
Zeitung“.

■ ■ ■

„Wiener Zeitung“: Seit 1945 stell-
te die SPÖ in 16 von 29 Bundesre-
gierungen den Bundeskanzler –
Christian Kern dürfte nach dem
zweiten Platz der SPÖ (vorläufiges
Ergebnis: 26,9 Prozent) bei der Na-
tionalratswahl als kürzestdienen-
der Kanzler der Zweiten Republik
in die Geschichte eingehen. Warum
konnte Kurz mit seinem Verspre-
chen von Veränderung so erfolg-
reich punkten?

Katharine Sarikakis: Wenn
eine Abmachung nicht wie erwar-
tet funktioniert, will man Verän-
derung. Diese Abmachung schafft
man grundsätzlich durch jede
Wahl, mit ihr schließen Bürger
und Staat einen Sozialvertrag ab:
Ich gebe Dir die Macht, und Du
verhilfst mir zu Wohlstand.

Wenn dieses Versprechen ins
Wanken gerät und derjenige, der
an der Macht ist, keine sofortige
Lösung parat hat, dann schlittert

eine Gesellschaft in die Krise. Ak-
tuell ist das vor allem durch das
Flüchtlingsthema passiert.

Dadurch wurde die Angst vor
Terror geschürt, die Angst, die
Identität und das Land zu verlie-
ren, man befürchtete eine Invasi-
on. Kern setzte dabei auf lang-
fristige Programme, um das Pro-
blem in den Griff zu bekommen,
während Kurz mit der Schlie-
ßung der Mittelmeerroute eine
harte Linie in der Migrationsfra-
ge propagierte. Teil zwei seines
Wahlprogramms, in dem er sich
unter anderem für einen Wechsel
von der Schulpflicht zur Bil-
dungspflicht und Deutschklassen
aussprach, hieß „Aufbruch und
Wohlstand“.

Es ist immer einfacher, aggres-
siv in der Politik voranzukommen
als konstruktiv, weil die Wähler
dabei weniger denken müssen.

Die ÖVP hat genauso wie die FPÖ
und auch die Neos versucht, eine
negative Wahlkampagne zu füh-
ren: Also aufzuzeigen, was alles
schlecht und unfair ist, und damit
zu punkten. Diese Strategie ist ei-
gentlich uralt.

Hätte es Kern in der Opposition da-
durch leichter?

Die Opposition hat es immer
leichter, weil sie bei der Umset-
zung ihrer Themen nicht auf die
Probe gestellt wird. Mit der Oppo-

sition sympathisiert man und so-
lidarisiert man sich viel schneller.
Vielleicht will die FPÖ daher (vor-
läufiges Ergebnis: 26 Prozent,
Anm.) ja gar nicht in die Regie-
rung.

Dieser Wunsch nach Veränderung,
das unzufrieden Sein mit der aktu-
ellen Politik: Ist das nicht ein We-
senszug, der der Gesellschaft
grundsätzlich anhaftet – egal, wel-
che Parteien gerade in der Regie-
rung sitzen?

Heute sehe ich diesen Wunsch
deutlicher als früher, weil er viel
mit Werten zu tun hat. Früher hat
man eher ältere Menschen mit Er-
fahrung gewählt. Unsere heutige
Gesellschaft mit Social Media und
Internet wird immer schnelllebi-
ger, sie ist aufs Neue, Junge fokus-
siert. Man will alles schnell und
sofort. Auch die Veränderung.

Haben die Menschen tatsächlich
Veränderung gewählt?

Grundsätzlich sieht man in
ganz Europa die Tendenz, dass
junge Männer die „alten Dino-
saurier“ ersetzen. In Frankreich
Emmanuel Macron (der 39-Jähri-
ge ist seit 14. Mai 2017 Staats-
präsident Frankreichs, Anm.)
und in Österreich der 31-jährige
Sebastian Kurz. Deren Politik ist
aber nur scheinbar progressiv.
Es sind alte Ideen mit frischen
Gesichtern.

Macron bekommt den Wider-
stand bereits zu spüren, Hun-
derttausende protestierten gegen
seine Arbeitsmarktreform. Und
die Wahlkampf-Themen der „Li-
ste Sebastian Kurz – die neue
Volkspartei“, zu denen zum Bei-
spiel eine Lohnsteuersenkung
und „Mindestsicherung light“ ge-
hörten, ähnelten ebenfalls jenen
der „alten“ ÖVP.

War die Nationalratswahl in Öster-
reich eine Protestwahl?

Das würde ich so nicht sagen.
Die SPÖ hat ihre stabile Basis von
mehr als 25 Prozent der Wähler-
stimmen gehalten. Die ÖVP und
die FPÖ haben das Flüchtlingsthe-
ma genutzt. Daraus resultiert,
dass die SPÖ nicht mehr da ist,
wo sie einmal war. ■

„Heute will man alles schnell
und sofort – auch die Veränderung“

Warum Sebastian Kurz mit dem Versprechen einer Veränderung gerade jetzt punkten konnte,
erklärt die Kommunikationswissenschafterin Katharine Sarikakis im Interview.
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Wenn es für aktuelle Themen wie
Migration keine sofortige Lösung der
politischen Akteure gibt, schlittert eine
Gesellschaft leicht in die Krise.
Foto: Getty Images/Anadolu Agency

„Es ist immer
einfacher, aggressiv

in der Politik
voranzukommen als

konstruktiv.“

Wien. (rei) Man sei jetzt endgültig
zu einer „Partei der Mitte“ gewor-
den, ja mehr noch, freiheitliche
Themen seien in der gesellschaftli-
chen Mitte angekommen, freuten
sich FPÖ-Parteichef Heinz-Christi-
an Strache, sein Vize Norbert
Hofer und Generalsekretär Her-
bert Kickl am Mittwoch bei einer
Pressekonferenz. Dass die Blauen
es auf eine Koalition mit der ÖVP
von Sebastian Kurz anlegen, konn-
te man bei Straches Aussagen zu-
mindest zwischen den Zeilen her-
auslesen: Nach wie vor gebe es ei-
nen aufrechten Parteitagsbe-
schluss der SPÖ, der eine Zusam-
menarbeit mit den Freiheitlichen
auf Bundesebene ausschließen
würde, diesen müsste SPÖ-Chef
und Noch-Kanzler Christian Kern
zuerst einmal aufheben lassen,
dann würde man weitersehen, sag-
te Strache vor den Journalisten.

Man erwarte, dass Kurz als Chef
der stimmenstärksten Partei mit
dem Auftrag zur Regierungsbil-
dung zuerst mit der FPÖ reden
werde, so Strache, der im Laufe
des Mittwochs mit Bundespräsi-
dent Alexander Van der Bellen zu
einem Gespräch zusammentraf.
Strache richtete dem Staatsober-
haupt präventiv aus, die freiheitli-
chen Politiker seien „zur Wahl an-
getreten und haben dort Vertrau-
en bekommen“ – eine Anspielung
auf Van der Bellens Ankündi-
gung, er werde sich die neue Re-
gierung sowohl inhaltlich als auch
personell genau ansehen.

„Botschaft“ an Van der Bellen

Dem Bundespräsidenten komme
in den kommenden Tagen und
Wochen zwar eine gewichtige Rol-
le zu, „Zensur“ zu üben, das kön-
ne er aber nicht, sagte Strache

wohl in Bezug auf die Möglich-
keit, dass Van der Bellen freiheit-
liche Ministerwünsche ausschla-
gen könnte. „60 Prozent haben
freiheitliche Inhalte gewählt“, sag-
te der FPÖ-Chef. Die Frage, ob die
FPÖ auf dem Posten des Innenmi-
nisters bestehen würde, beant-
wortete Strache mit einem knap-
pen „ja“. Ein Staatssekretär für
den Bereich Inneres würde nicht
ausreichen.

Gleichzeitig war die blaue Par-
teispitze bemüht, im Koalitionspo-
ker ihr Gesicht zu wahren. Man
führe sicher keine Parallelverhand-
lungen mit der SPÖ, verhandle im-
mer nur mit einer Partei, versi-
cherten Strache und Hofer. Auch
„unmoralische Angebote“, wonach
Hofer – im Austausch mit Minis-
ter-Forderungen Richtung ÖVP –
Erster Nationalratspräsident wer-
den könnte, wies man zurück. Die-

ser stehe der stimmenstärksten
Partei zu, beteuerte die FPÖ-Füh-
rung. Freiheitliche Themen – Si-
cherheit, Zuwanderungsstopp und
„höhere Löhne“ – müssten sich
aber in jedem Fall in einem Koaliti-
onsübereinkommen wiederfinden.
Gleichzeitig gossen Strache und
Hofer Öl ins Feuer der innerpartei-
lichen Debatten in der SPÖ.

„Wettbewerb der besten Ideen“

Die FPÖ wolle die Opposition so
gut es geht in die Regierungsar-
beit einbinden, es solle im Parla-
ment einen „Wettbewerb der bes-
ten Ideen“ geben. Bei der Frage
der „Kammerzwänge“, also der
Mitgliedschaft bei Arbeiter- und
Wirtschaftskammer, stünde ja
durchaus auch eine Zwei-Drittel-
Mehrheit zur Verfügung, spielte
Hofer auf eine entsprechende For-
derung der Neos an. Für die aus

dem Parlament scheidenden Grü-
nen hatte die FPÖ-Führung nur
Spott über: Diese seien, auch we-
gen ihrer „hasszerfressenen Poli-
tik gegenüber der FPÖ“, aus dem
Nationalrat gewählt worden; ob
die Grünen weiter Fördergelder
bekommen sollen, müsse im Nati-
onalratspräsidium diskutiert wer-
den, sagte Hofer.

Ebenfalls zum Gespräch bei
Van der Bellen geladen war am
Mittwoch SPÖ-Chef Kern. Die ÖVP
lässt sich ihrerseits im Koalitions-
poker nicht in die Karten blicken:
Der Salzburger Landeshauptmann
Wilfried Haslauer sprach am Mitt-
woch von „Annäherungsgesprä-
chen“, die man mit allen im Parla-
ment vertretenen Parteien führen
werde. Burgendlands SPÖ-Landes-
hauptmann Hans Niessl will
„nicht um jeden Preis“ eine Koali-
tionsbeteiligung der SPÖ. ■

FPÖ besteht auf Innenministerium
Die Freiheitlichen stellen die Weichen auf Schwarz-Blau, die ÖVP gibt sich zugeknöpft und spricht von „Annäherungsgesprächen“ mit allen Parteien.


